
10  WIRTSCHAFT UND GELD  DIE WELT | MONTAG, 31. MÄRZ 2025

Foodwatch 
kritisiert 
Steuersenkung
Von der niedrigeren 
Mehrwertsteuer profitierten 
vor allem Gastro-Ketten

Es regt sich neuer Protest gegen 
die von Union und SPD im Son-
dierungspapier vereinbarte ge-

nerelle Mehrwertsteuersenkung für 
die Gastronomie. Die Kampagnen-Or-
ganisation Foodwatch organisiert eine 
Stimmensammlung im Netz gegen das 
Vorhaben. „Wir können doch nicht an-
fangen, jeder Branche, der es schlecht 
geht, die Mehrwertsteuer zu senken“, 
sagte Foodwatch-Chef Chris Meth-
mann WELT.

VON CHRISTOPH KAPALSCHINSKI

Anders als von den Befürwortern an-
geführt, profitierten von der Steuersen-
kung zudem insbesondere große Ketten 
statt familiengeführter individueller 
Restaurants.  So werde allein McDo-
nald’s nach einer Schätzung der Kam-
pagnen-Organisation jährlich um 142 
Millionen Euro entlastet. Das ergebe 
sich aus dem Umsatz der US-Kette in 
Deutschland bei einem angenommenen 
Anteil des In-Haus-Verzehrs von ei-
nem Drittel. Nach einer anlogen Über-
schlagsrechnung werde die gesamte 
Fast-Food-Branche um eine halbe Milli-
arde Euro entlastet. Allerdings blieben 
damit noch immer rund 3,9 Milliarden 
Euro für die übrigen Gastronomen.

Bislang gilt bereits ein ermäßigter 
Mehrwertsteuersatz für Mitnahme-Es-
sen. Auf Speisen, die im Restaurant ver-
zehrt werden, werden hingegen 19 Pro-
zent aufgeschlagen. Seit der Pandemie-
Zeit waren die Sätze bis Ende 2024 auf 
den niedrigeren Satz vereinheitlicht 
worden, um den Neustart der Gastro-
nomie zu unterstützen. Ursprünglich 
hatte Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) 
beabsichtigt, diese Steuererleichterung 
zu entfristen, das Vorhaben jedoch we-
gen der Haushaltsprobleme der Ampel 
aufgegeben. Seitdem kämpft die Bran-
che um die Wiedereinführung.

McDonald’s wies die Foodwatch-Be-
rechnung als „zu pauschal“ zurück. „In 
dem Zusammenhang möchten wir auch 
betonen, dass es sich hier in keinster 
Weise um ein ‚McDonald’s-Thema‘ han-
delt, sondern um ein Thema, was die 
gesamte Branche betrifft – vom kleinen 
Dönerladen bis hin zum Sterne-Restau-
rant“, teilte das Unternehmen mit. Alle 
Gastronomen begrüßten den Schritt. 
Foodwatch-Chef Methmann kritisier-
te zudem erneut, McDonald’s habe 
den CDU-Parteitag gesponsort und sei 
„Unterstützer“ beim Bau einer neuen 
Geschäftsstelle der Mittelstandsver-
einigung der Partei. Zudem habe sich 
Kanzlerkandidat Friedrich Merz schon 
im Wahlkampf in einer Filiale der Kette 
fotografieren lassen.

„Vor der Wahl gab es von der Gastro-
Lobby Parteispenden und Wahlkampf-
Unterstützung für die Union – nach 
der Wahl liefern Merz und Co. jetzt 
die millionenschweren Steuergeschen-
ke“, kritisiert Foodwatch. Die SPD sol-
le das Vorhaben stoppen. McDonald’s 
teilte mit, dem Unternehmen sei „am 
Dialog gelegen“, daher sei es „mit allen 
Parteien der demokratischen Mitte im 
Gespräch und auch auf unterschied-
lichen Parteitagen vor Ort präsent“. 
Ein CDU-Sprecher sagte: „Natürlich 
haben Spenden oder Sponsoring grund-
sätzlich keinen Einfluss auf politische 
Positionierungen.“ Die Partei mache 
alle Zuwendungen wie vorgeschrieben 
transparent.

Methmann verwies auf eine Be-
rechnung des Instituts der deutschen 
Wirtschaft, die Senkung der Mehr-
wertsteuer in der Gastronomie werde 
in den kommenden zwölf Jahren bis 
zu 48 Milliarden Euro Steuerausfälle 
bringen. Das entspreche fast zehn Pro-
zent des von der sich abzeichnenden 
Koalition geplanten Schuldenpakets für 
die Infrastruktur. „Das ist eine Riesen-
dimension. Das Geld ließe sich sinnvol-
ler einsetzen statt mit dem Feuerwehr-
schlauch“, sagte Methmann. Denkbar 
seien etwas zielgerichtete Hilfen für 
kleine Gastronomen. Foodwatch setze 
sich zudem für eine reduzierte Mehr-
wertsteuer für pflanzliche Lebensmit-
tel ein.

Bei der Stimmensammlung soll der 
Hinweis helfen, die Steuersenkung 
werde sich voraussichtlich nicht auf die 
Preise in der Gastronomie auswirken, 
sondern dem Gewinn der Gastrono-
men zugutekommen. Methmann: „Der 
Preiswettbewerb ist in der Gastrono-
mie nicht so unmittelbar wirksam wie 
zwischen den Supermärkten, die eine 
Senkung eher weitergeben würden.“

D
ie Hannover Messe weckt bei 
Henrik Ahlers Kindheitserin-
nerungen. Der Deutschland-
Chef der Wirtschaftsbera-
tungsgesellschaft EY stammt 

aus der niedersächsischen Landeshaupt-
stadt und musste als Kind zur Messezeit 
stets sein Zimmer räumen und stattdes-
sen im Keller schlafen, wenn sich Gäste 
während der weltgrößten Industrieschau 
im Hause Ahlers eingemietet hatten. Im 
Gegenzug gab es für diesen Zwangsumzug 
ein erhöhtes Taschengeld, von dem si-
chAAhlers einst seine erste eigene Kame-
ra gekauft hat. Die Hannover Messe ist für 
ihn daher positiv belegt. Heute besucht er 
selbst regelmäßig die Hannover Messe, 
wo EY einen großen Stand hat. 

VON CARSTEN DIERIG

WELT: Herr Ahlers, haben Sie wie früher 
Messegäste bei sich zu Hause?
HENRIK AHLERS: Nein, wir haben keine 
Messegäste mehr. Ich weiß auch gar nicht, 
ob es das alte Konzept mit den Messezim-
mern überhaupt noch gibt oder ob private 
Unterkünfte heute alle über Airbnb ver-
mittelt werden. Ich sage immer: Dumm 
gelaufen für die Hannoveraner. Die haben 
eigentlich Airbnb erfunden mit den Zim-
mern für Messegäste, haben diese Idee 
aber nicht in ein skaliertes Geschäftsmo-
dell gebracht. 

WELT: Was erwarten Sie sich von der 
Hannover Messe?
AHLERS: Ich erhoffe mir Aufbruchstim-
mung und ein positives Signal. Es muss 
deutlich werden, dass man die deutsche 
Industrie auf keinen Fall abschreiben soll-
te. Aktuell sind wir aber ohne Zweifel in 
einer kritischen Phase. Diese Abwärtsspi-
rale muss gestoppt werden. 

WELT: Wie viel Sorgen machen Sie sich 
um die deutsche Industrie?
AHLERS: Die Sorge ist schon groß – und 
sie ist auch berechtigt. Denn sämtliche 
Pfeiler sind über die letzten Jahre ins 
Wanken geraten. Vieles davon ist haus-
gemacht: Wir haben hohe Energiekosten, 
vergleichsweise hohe Steuern, zu viel Re-
gulatorik, dazu vielfach schon Fachkräfte-
mangel. Das kostet Wettbewerbsfähigkeit. 
Und dann kommen mit der Geopolitik 
und den Zollfragen auch noch Dinge dazu, 
die den globalen Handel beeinträchtigen. 
Längst sehen wir, dass allenfalls noch in 
überschaubarem Maße in Deutschland in-
vestiert wird. Stattdessen orientieren sich 
die meisten Industrieunternehmen in an-
dere Märkte und Regionen.

WELT: Was muss passieren? 
AHLERS: Wir brauchen ein klares Ziel-
bild für den Standort Deutschland. Mit 
welchen Industriezweigen, welchen 
Technologien, Produkten und Dienst-
leistungen will man verlässlich wirt-
schaften? Diese Frage muss von der 
Politik beantwortet werden. Und dann 
gilt es, ein verlässliches Regelwerk zu 
schaffen. Andernfalls treffen Unterneh-
men keine Investitionsentscheidungen. 
Zuletzt gab es hierzulande ein ständiges 
Hin und Her: Heute wird etwas gefördert 
und unterstützt, morgen schon nicht 
mehr. Und übermorgen ist wieder alles 
anders. Das weiß am Ende auch die Poli-
tik. Denn es mangelt nicht an Erkennt-
nis. Leider stehen sich die handelnden 

Personen aber durch zu viel Ideologie 
oftmals selbst im Weg. 

WELT: Nun soll alles besser werden. Die 
Schuldenbremse wird aufgeweicht und 
ein  milliardenschweres Sondervermö-
gen für Investitionen in zum Beispiel 
Infrastruktur und Klimaschutz geschaf-
fen. Wie bewerten Sie die Entscheidung 
von Bundestag und Bundesrat?
AHLERS: Das ist ein erster richtiger 
Schritt. Denn es muss dringend etwas pas-
sieren. Überall ist wahrzunehmen, dass 
ein ‚Weiter so‘ die sich drehende Abwärts-
spirale nochmals befeuert hätte. Investi-
tionen in eine verlässliche Infrastruktur, 
in Transportwege, Datenleitungen und 
Energie sind da ein guter und richtiger An-
fang. Das kann dazu führen, die Stimmung 
zu drehen und den Ausblick für die Wirt-
schaft zu verbessern. Die Mittel müssen 
aber auch überlegt und zielgerichtet ein-
gesetzt werden.

WELT: Also nicht für Wahlgeschenke 
wie Mütterrente, Pendlerpauschale und 
eine Mehrwertsteuerentlastung in der 
Gastronomie? 
AHLERS: Aus volkswirtschaftlicher Sicht 
braucht man diese Instrumente nicht. 
Wenn sie aber dazu dienen, einen poli-
tischen Konsens für ein solch großes In-
vestitionspaket zu erzielen, mag man sie 
akzeptieren können. Klar ist aber auch: 

Der Staat muss ganz grundsätzlich sein 
Ausgabeverhalten überprüfen. Die Sozial-
ausgaben steigen schon seit vielen Jahren 
in einem Maße, das nicht mehr gesund 
ist. Das muss wieder in Einklang gebracht 
werden mit den Einnahmen. 

WELT: Wie lange dauert so eine Wirt-
schaftswende? 
AHLERS: Die Stimmung kann sehr 
schnell drehen, das haben damals die 
Schröderschen Arbeitsmarktreformen 
schon gezeigt. Bis es dann auch in den tat-
sächlichen Zahlen spürbar ist, wird aber 
einige Zeit vergehen. Trotzdem gilt: Die 
Wette auf das, was die Zukunft mal brin-
gen wird, ist entscheidender als der Ist-
Zustand. Wirtschaft wird immer zuerst 
geprägt von der Stimmung. Und wenn die 
wieder passt, kann Deutschland sogar zur 
Lokomotive in Europa werden. 

WELT: Zuletzt sah es hierzulande eher 
nach Deindustrialisierung aus.
AHLERS: Mit dem Begriff tue ich mich 
schwer. Die Industriequote hierzulande 
ist in den vergangenen zehn Jahren von 
24,5 auf zuletzt 23,2 Prozent gesunken. Ja, 
das ist ein Rückgang. Aber im Vergleich zu 
anderen Ländern ist das noch immer ver-
lässlich hoch. Und Teil der Wahrheit ist: 
Wir stecken mitten in einer Transforma-
tionsphase. Das hat natürlich Auswirkun-
gen. Aber Strukturwandel ist nicht per se 

negativ. Wirtschaft muss sich regelmäßig 
erneuern. Es bringt gar nichts, nur auf Be-
wahren zu setzen. Investitionen müssen 
nach vorne in die Zukunft gerichtet sein. 
Mich stört es, dass überall reflexartig vor-
gerechnet wird, welche Arbeitsplätze wo 
in Gefahr sind. Viel wichtiger ist doch die 
Fantasie, welche Arbeitsplätze neu hinzu-
kommen und wertschöpfend sein können. 
Ich sehe nicht sofort schwarz, wenn ein-
zelne Industriezweige hinterfragt werden. 

WELT: Welche Produktionsbereiche 
halten Sie für verzichtbar? 
AHLERS: Über allem muss die Frage ste-
hen: Wie hoch ist der Preis für den Erhalt 
einer bestimmten Industriebranche in 
Deutschland? Dazu muss man prüfen, was 
die Alternativen sind und wie abhängig wir 
uns ohne eigene Produktion machen wür-
den. Wenn die Märkte nicht bereit sind, 
den fälligen Aufpreis für Made in Germa-
ny zu bezahlen, muss man die jeweilige 
Branche infrage stellen. Bei grünem Stahl 
droht ein solches Szenario. Und auch Teil-
prozesse der chemischen Industrie wer-
den auf Dauer schwierig zu halten sein. 
Entscheidend ist aber auch, ob es sich um 
eine kritische Produktion handelt und/
oder wir ohne sie technologisch den An-
schluss verlieren würden. In solchen Fäl-
len muss sie zwingend erhalten bleiben, 
das haben die Verwerfungen in den Liefer-
ketten in den vergangenen Jahren gezeigt. 

Eine Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen kann aber auch schon vieles bewegen.

WELT: Was sind die dringlichsten Punk-
te, die Sie an den Standortfaktoren ver-
ändern würden? 
AHLERS: Zu einer Verbesserung der 
Standortbedingungen gehören zwingend 
ein Bürokratieabbau, niedrigere Steuern 
und vernünftige Planungsbedingungen 
mit zum Beispiel beschleunigten Verfah-
ren. Wenn Investitionen geplant sind, die 
entsprechenden Genehmigungsverfahren 
dann aber zehn Jahre dauern, werden wir 
keine Erfolge sehen. Wie es gehen kann, 
haben uns die Amerikaner mit dem Infla-
tion Reduction Act vorgemacht. Darüber 
hinaus ist Verlässlichkeit extrem wichtig. 
Ich kenne Unternehmen, die sich in den 
letzten Jahren angestrengt haben, um 
angekündigte Umweltregeln zu erfüllen. 
Jetzt werden diese Vorgaben verschoben. 
Also können gut vorbereitete Unterneh-
men ihren Wettbewerbsvorteil gar nicht 
ausspielen gegenüber Unternehmen, die 
ihre Hausaufgaben nicht gemacht haben. 
Das führt zwangsläufig zu Frustration. 

WELT: Sie haben das Thema Energie-
kosten gar nicht angesprochen.
AHLERS: Weil ich skeptisch bin, ob so et-
was wie ein Industriestrompreis zielfüh-
rend ist. In Sondersituationen kann der 
Staat Spitzen bekämpfen. Grundsätzlich 
aber sollten Märkte die Preise festlegen. 
Subventionen verzögern Strukturwandel, 
sie werden ihn aber nicht aufhalten. Und 
wir können und sollten nicht dagegen 
ansubventionieren. Industrien und Ge-
schäftsmodelle verändern sich. Die Politik 
sollte daher Anreize setzen in Bezug auf 
Innovationen, die dann wiederum neue 
Nachfrage erzeugen. Bei der Verknüpfung 
von Industrieproduktion und künstlicher 
Intelligenz zum Beispiel stehen wir noch 
relativ am Anfang, da kann mehr passie-
ren. Entsprechende Lösungen erhoffe ich 
mir von der Hannover Messe. 

WELT: Beim Thema KI sind die USA füh-
rend, OpenAI mit ChatGPT ist dafür ein 
Beispiel. Zuletzt haben dann die Chine-
sen aufhorchen lassen mit Deepseek. 
Europa scheint da hinten anzustehen. 
Wie viel Sorgen macht Ihnen das? 
AHLERS: Wir haben schon auch erfolgrei-
che Modelle in Europa. Oftmals fehlt uns 
aber der Mut zu skalieren. Und auch das 
Mindset ist hier ein anderes. In Amerika 
wird mit einer ganz anderen Konsequenz 
am Thema KI gearbeitet. Im Rahmen des 
Projekts Stargate sollen 500 Milliarden 
Dollar in die KI-Infrastruktur fließen, also 
zukunftsgerichtet in diese eine Techno-
logie. Deutschland mobilisiert zwar eine 
ähnliche Summe – die ist aber für alles 
Mögliche bestimmt. Das zeigt die Dimen-
sionen. Trotzdem ist das Rennen längst 
nicht gelaufen, das zeigt der Deepseek-
Fall. Auch wir haben noch Chancen. 

WELT: Wie kann KI die Industrie in 
Deutschland besser machen? Das The-
ma künstliche Intelligenz in der Pro-
duktion ist einer der Schwerpunkte der 
Hannover Messe. 
AHLERS: KI kann ein Gamechanger wer-
den – wenn es gelingt, dort fokussiert zu in-
vestieren und zu innovieren. Dabei geht es 
zum einen um die Optimierung von Prozes-
sen in der Produktion und zum anderen um 
neue, datengetriebene Geschäftsmodelle. 

Stahlwerk von Thyssenkrupp: Deutschlands Industrie ist in einer kritischen Phase
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„Das kann dazu führen, 
die Stimmung zu drehen“
Henrik Ahlers, Deutschlandchef der Beratungsgesellschaft EY, über 
Wege aus der Standortkrise und die geplanten Milliarden-Investitionen 

Auf dem Schreibtisch von Ulrich Flat-
ken haben sich zu Jahresbeginn die 
Briefe von Beratern gehäuft. „In dem 

Moment war mir klar, dass es wieder neue 
Bürokratie gibt“, sagt der Vorstandschef 
und Miteigentümer des mittelständischen 
Stahlverarbeiters Mecanindus Vogelsang 
aus dem westfälischen Hagen. Und tatsäch-
lich: Anfang Februar ist die KI-VO in Kraft 
getreten, die Verordnung der Europäischen 
Union über künstliche Intelligenz. 

VON CARSTEN DIERIG

Sie verpflichtet Unternehmen, ihre Mit-
arbeiter im Umgang mit KI zu schulen. Da-
durch soll deren „sichere und verantwor-
tungsvolle Nutzung“ gefördert und im Zuge 
dessen „die Wettbewerbsfähigkeit Europas 
gestärkt“ werden, heißt es zur Erklärung 
aus Brüssel. Die entsprechenden Schulun-
gen verlangen dafür die Vermittlung von 
technischen Kompetenzen, von ethischen 
und gesellschaftlichen Aspekten, aber auch 
von rechtlichen Rahmenbedingungen und 
Risikofaktoren.   In den Berater-Briefen 
werden passende Konzepte vorgeschlagen 
und zu üppigen Kosten als Dienstleistung 
angepriesen, wie Flatken sagt. Und der Hin-
weis gegeben, dass Mitarbeiter ohne Schu-
lung eigentlich nicht mal den Assistenten 
ChatGPT in der Firma nutzen dürften. 

„Unsere jungen Kollegen werden deswe-
gen einen Lachanfall kriegen“, sagt der Un-

ternehmer. Für ihn selbst wiederum ist die 
KI-VO der nächste Beweis für Überregulie-
rung und Bürokratiewahnsinn in Deutsch-
land und Europa. „Als Unternehmen sind 
wir gefangen in einem Netz an Vorschriften 
und Regulierungen. Mal kommen sie sie aus 
Brüssel, mal aus Berlin – in jedem Fall aber 
halten sie uns von der eigentlichen Arbeit 
ab, lähmen dadurch Innovationen und Pro-
zesse und sorgen darüber hinaus für zusätz-
liche Kosten“. „Dadurch verlieren wir stetig 
Wettbewerbsfähigkeit.“

Deutlich wird die Dimension in einer 
aktuellen Untersuchung des Instituts für 
Mittelstandsforschung (IfM) im Auftrag 
der Impuls-Stiftung des Maschinenbauver-
bandes VDMA. 3900 zu berücksichtigende 
Vorgaben von Bund, Ländern, Kommunen 
und der EU haben die Wissenschaftler 
identifiziert, allen voran aus den Bereichen 
Klima- und Umweltschutz sowie Steuern, 
Finanzen und Zoll.  Die Erfüllungskosten 
beziffert das IfM je nach Firmengröße auf 
1,3 bis 6,3 Prozent des Jahresumsatzes bei 
kleinen und mittleren Unternehmen. In 
vielen Fällen übertreffe das die jährliche 
Bruttoumsatzrendite, die Unternehmen 
verdienen also kein Geld mehr. 

Entsprechend groß sind mittlerweile 
die Existenzsorgen. Zumal die steigende 
Kostenbelastung von einer anhaltenden 
Nachfrageschwäche begleitet wird. „Der 
industrielle Mittelstand schwankt wie 
selten oder nie zuvor“, warnt Christian 

Vietmeyer, der Hauptgeschäftsführer des 
Wirtschaftsverbands Stahl- und Metall-
verarbeitung (WSM), im Vorfeld der welt-
größten Industrieschau Hannover Mes-
se.  Er rechnet daher in den kommenden 
Monaten mit einer Entlassungswelle in 
seiner Branche, zu der aktuell knapp 5000 
Unternehmen mit fast 500.000 Mitarbei-
tern gehören. Vietmeyer verweist bei sei-
ner düsteren Prognose auf eine Mitglie-
derbefragung des WSM von Ende 2024, 
wonach 40 Prozent der Betriebe konkret 
einen Personalabbau planen. „Die Sorge, 
Fachkräfte nicht mehr bezahlen zu kön-
nen, ist größer als die Angst, sie dauerhaft 
zu verlieren.“ Zumal weiterhin der Glaube 
und die Zuversicht fehle, dass sich die La-
ge schnell verbessert.  

Zwar goutiert Vietmeyer die geplanten 
Multi-Milliarden-Investitionsprogramme 
der Politik, für die Bundestag und Bundes-
rat zuletzt ein Aufweichen der Schulden-
bremse beschlossen haben. Der Experte 
mahnt allerdings auch den richtigen Mittel-
einsatz an. „Wenn die neuen Schulden nicht 
in Zukunftswerte, sondern in Wohltaten 
investiert werden, ist Deutschland bald am 
Ende.“  Denn ziellose Verschuldung führe 
zwangsläufig zur Überschuldung. „Um die 
Wirtschaftswende zu schaffen, sind weit-
reichende Strukturreformen nötig“, sagt 
Vietmeyer. „Beispiel Infrastruktur: Hier ist 
eine Reform des Planungs- und Baurechts 
genauso wichtig wie die Finanzierung.“ 

Aber auch in anderen Bereichen brauche 
Deutschland eine Verbesserung der Rah-
menbedingungen. „Gefragt ist, was den 
Standort wieder wettbewerbsfähig macht 
und Wachstum ermöglicht: ein radikaler 
Abbau der bürokratischen Hürden mit ver-
stärkter Digitalisierung, planbarere Ener-
giekosten, eine bessere Infrastruktur, Steu-
erreformen.“

Mecanindus Vogelsang ist ein Mittel-
ständler mit zuletzt 450 Mitarbeitern und 
75 Millionen Euro Jahresumsatz, dessen 
Wurzeln bis an die Anfänge des 19. Jahr-
hunderts zurückgehen. Gestartet als Ham-
mer- und Walzwerk, ist der Betrieb aus Süd-
westfalen – also der Region, aus der auch 
CDU-Chef Friedrich Merz stammt – heute 
ein Hidden Champion im Bereich der soge-
nannten Umformtechnik.  Hergestellt wer-
den zylindrische Hohlkörper. Die sehen aus 
wie ein Stück Rohr mit Löchern und Spezi-
fikationen. Größte Kundengruppe dafür ist 
die Automobilindustrie, wo die Teile teils 
zu Milliarden als Verbindungs- und Befesti-
gungselemente eingesetzt werden. Etwa im 
Bereich der Stoßdämpfer. 

Rund 80 Prozent des Umsatzes erwirt-
schaftet Mecanindus Vogelsang mit der 
Automobilindustrie. Deren Niedergang in 
Deutschland gleicht das Unternehmen so 
gut es geht durch Auslandsgeschäfte aus, 
die ohnehin schon für über 60 Prozent der 
Produktverkäufe stehen. Auch deswegen 
gibt es eigene Standorte in Frankreich, 

Tschechien, China und in den USA. Letz-
terer dürfte zudem die neueste Zoll-Volte 
von US-Präsident Donald Trump etwas 
abmildern.  Gleichwohl sieht sein Verband 
neue Schockwellen auf den Automarkt 
und damit auf die vielen WSM-Mitglieder 
zurollen, die für diese Industrie als Zulie-
ferer tätig sind. 

„Die Autohersteller werden ihre Pro-
duktion und Wertschöpfungsketten auf 
die US-Handelsbarrieren einstellen“, sagt 
Geschäftsführer Vietmeyer. „Und wenn 
Produktion aus Deutschland und Europa 
abwandert, verlieren in der Regel gerade 
kleinere Zulieferer Aufträge, weil sie oft 
selbst nicht global aufgestellt sind.“  Bei 
manchen Produkten dagegen werde der 
US-Kunde den Preisaufschlag tragen müs-
sen, da er nicht auf heimische Produkte 
zugreifen kann. „Es wird aber auch dazu 
kommen, dass Aufträge einfach wegbre-
chen. Das kann man heute noch nicht ge-
nau sagen. Die Lage ist aber insbesondere 
für rein national aufgestellte Zulieferbe-
triebe besorgniserregend.“ 

Auf der Hannover Messe wird Viet-
meyer als Chef der Arbeitsgemeinschaft 
Zulieferindustrie (Argez) das Thema 
ebenso ansprechen, wie die aktuelle 
Wirtschaftslage und die Erwartungen an 
eine neue Bundesregierung. „Wir brau-
chen jetzt Pragmatismus und Realismus 
und deutliche Signale, dass spürbare 
Maßnahmen angestoßen werden.“

Die Hannover Messe ist Deutschlands bedeutendster Industrie-Kongress. WELT sprach vorab mit wichtigen Branchenvertretern

Was Unternehmer über Deutschland denken


